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Anknüpfend an die Resolution zum SuedLink vom 7.

Juli haben mehrere Bundestagsabgeordnete, darunter auch der Laatzener Matthias Miersch (SPD) und Dr. Maria

Flachsbarth (CDU), den zweiten Teil der Resolution veröffnetlicht. LeineBlitz veröffentlicht die Resolution im

Wortlaut.. "Bezugnehmend auf den Termin mit Staatssekretär Baake (BMWi) vom 22. Oktober, die Resolution vom 7. Juli

und die Teilnahme an zahlreichen Veranstaltungen im Zusammenhang mit den Netzausbauplanungen in den vergangenen

Wochen und Monaten, müssen wir leider feststellen, dass die Verunsicherung der Kommunen sowie der Bürger bei der

Planung des SuedLinks stetig zugenommen hat. So sind vor allem durch die Alternativplanungen, die seit Ende September

bekannt sind, neue Gebiete hinzugekommen, deren Kommunalvertreterinnen und -vertreter bislang nicht oder nur mittelbar

mit der Materie befasst gewesen sind. Weiterhin konnte nach unserer Auffassung bislang von Seiten des Netzbetreibers

TenneT nicht nachvollziehbar dargestellt werden, warum die alternativen Trassenkorridore "Ost" und "West" nicht weiter

verfolgt worden sind. Deshalb appellieren wir an die Bundesnetzagentur: 1. Nach der Einreichung der Antragsunterlagen

durch den Netzbetreiber TenneT bei der BNetzA muss das weitere Verfahren sicherstellen, dass die durch "neue"

Alternativtrassen betroffenen Kommunen ausreichend Zeit für die Vorbereitung der Antragskonferenzen haben werden. Eine

Beschränkung auf zwei Monate wird diesem Anspruch nicht gerecht werden. 2. Zudem erwarten wir, dass die Anzahl der

Antragskonferenzen dem Bedürfnis nach mehr Transparenz und Beteiligung gerecht wird. Die betroffenen Kommunen

müssen in die Lage versetzt werden, sich mit allen Kriterien auseinanderzusetzen und begründete Einwände geltend

machen zu können. 3. Es ist nicht nachvollziehbar, auf welcher Grundlage und anhand welcher Kriterien die alternativen

Trassenkorridore "West" und "Ost" nicht weiter verfolgt worden sind, sondern als nicht ernsthaft in Betracht kommende

Alternativen ausgeschlossen wurden. Abwägungskriterien sind bislang nicht ausreichend erkennbar. Wir erwarten, dass die

Trassenauswahl an vorher kommunizierten Kriterien gemessen wird und die Varianten "West" und "Ost" in das weitere

Verfahren, auch in den Untersuchungsauftrag mit einbezogen werden. 4. Wir werden uns dafür einsetzen, dass die

gesetzlichen Grundlagen eine Ausweitung der Teil-/ Erdverkabelung als Alternative zur Freileitung vorsehen. Die

Technologieoffenheit muss im gesamten Planungsprozess gewährleistet sein. Wir bitten das Ministerium für Wirtschaft und

Energie hierfür im Rahmen einer Gesetzesinitiative den parlamentarischen Prozess einzuleiten."
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